
Gesundheitsreform: 

Sachlicher Dialog  
führt zum Ziel. 

Szekeres: Wir wollen eine Reform, die diesen Namen ver-
dient. Eine Reform des österreichischen Gesundheitswesens 
ist laut Politik auf Schiene, die Achse Bund – Länder – So-
zialversicherungen demonstriert Einigkeit. Was außer Ein-
sparungsmaßnahmen bzw. Kostendämpfungen genau pas-
sieren wird, also den Begriff „Reform“ rechtfertigt,  ist den 
bislang inoffiziell lancierten Papieren jedoch nicht zu entneh-
men, zu allgemein, zu unkonkret und in alle Richtungen inter-
pretierbar sind die darin enthaltenen Formulierungen.                                                                                          
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Focus

Editorial

Prim. Univ. Prof. Dr.   
Marcus Köller
Vorsitzender der sozial- 
demokratischen ÄrztInnen

Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen!

Wir sozialdemokratischen 
ÄrztInnen bekennen uns zu 
einem öffentlichen Gesund-
heitssystem. 

Kostenzuwächse verhindern. 
Es steht wohl außer Zweifel, 
dass für die Absicherung der Fi-
nanzierbarkeit Reformen not-
wendig sind. Nun scheint sich 
die verantwortliche Politik über 
Länder- und Parteigrenzen hin-
weg auf tiefer greifende Struk-
turreformen zu einigen. Ein  
Finanzierungspfad mit jährli-
chen Zuwachsraten von rund 
3,5% Prozent soll Stabilität 
bringen. Strukturelle Maßnah-
men sind notwendig, um über-

schießende Kostenzuwächse 
künftig zu verhindern.
Diese Strukturmaßnahmen ha-
ben in der Ärzteschaft Sorgen 
ausgelöst. Verbesserungen 
der Schnittstellen zwischen in-
tra- und extramuralem Bereich 
sollen die Krankenhäuser und 
insbesondere Krankenhausam-
bulanzen entlasten und der nie-
dergelassenen Bereich dabei 
auch gestärkt werden. Die da-
für notwendigen Maßnahmen 
müssen noch im Detail ausge- 
arbeitet und definiert werden.

Strukturen optimieren. Sol-
che Änderungen können natür-
lich nur mit Einbindung der 
Ärzteschaft zielführend entwick-
elt werden. Es muss darauf 
geachtet werden, dass besteh-

ende Strukturen nicht aufgelöst 
werden, bevor neue, andere  
Organisationsformen funktion-
stüchtig etabliert sind. Ander-
enfalls würde der gegenteilige 
Effekt entstehen und die Pa-
tientInnen erst recht in die Spi-
talsambulanzen drängen. Qual-
itätssicherung kann ebenso 
nur gemeinsam mit den ÄrztIn-
nen entwickelt werden. Es muss 
aber in Zukunft auch möglich 
bleiben, die Therapieentschei-
dungen an die individuellen 
Bedürfnisse unserer PatientIn-
nen anzupassen. 
Leider ist aus meiner Sicht eine 
sachliche Diskussion durch 
eine sehr emotionalisierte 
Kampagne der ÖÄK verdrängt 
worden. In der Öffentlichkeit ist 
der Eindruck entstanden, dass 

die Ärzteschaft als blockierende 
Kraft agiert. Es wird unsere Auf-
gabe als sozialdemokratische 
ÄrztInnen sein, die Diskussion 
über dieses Thema wieder auf 
eine sachliche Ebene zu heben. 

Euer, Marcus Köller

Allen unseren Leserinnen  
und Lesern frohe Weihnachten  
und ein erfolgreiches neues Jahr!
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Im Visier: Kassenfinanzierung                                           

WGKK:   

Finanziell ausgeblutet

Kassen seit Jahren bedrohlich 
ansteigen (siehe Grafik 2). Und 
je schlechter es der Wirtschaft 
geht, je mehr Arbeitslose es gibt,  

desto schwie-
riger wird die 
Situation. Ge-
genstrategien 
sind derzeit 

nicht in Sicht. 

Spielraum minimal. Die Kas-
senärztinnen und -ärzte sind 
hier sicher nicht das Problem. 
Ihre Finanzierung macht gerade 
einmal 15 Prozent des gesamt-
en Ausgabenvo-
lumens aus (si-
ehe Grafik 3). 
Anders ausge-
drückt: Würden 
auf der Stel-
le sämtliche KassenärztInnen 
Wiens gekündigt, würde das 
die WGKK nicht sanieren. Der 
Spielraum der Kassen ist al-
so derart minimal, dass unsere 
dringliche Forderung nach mehr 
Kassenplanstellen, um den am-
bulanten Bereich der Spitäler 

entlasten zu können, nahezu il-
lusorisch anmutet.

Finanzierung ungesichert. Die 
Politik muss für diese Situa- 
tion die passende Antwort fin-
den. Entweder es werden ver-
sicherungsfremde Leistungen 
per Gesetzesänderung wieder 
aus dem Versicherungswesen 
ausgekoppelt oder der Bund 
stellt die entsprechenden Mittel 
zur Verfügung und die Versiche-
rungen werden künftig adäquat 
honoriert. Anderenfalls sehen 
wir bei stetig steigenden Aus-

gaben durch die 
demographische 
Entwicklung in 
Wien (höhere Ar-
be i ts los igkei t , 
steigende Pen-
sionistenzahlen 

und rasanter Anstieg vor allem 
psychischer Erkrankungen) ein 
finanzielles Fiasko auf uns zu-
kommen.

Univ. Prof. Dr. Thomas Szekeres
Präsident der ÄKW

Leistungen versicherungs-
fremd. Warum dem so ist, 
geht auf politische Entschei-
dungen zurück, die den Kassen 
seit dem Jahr 
2000 immer 
mehr versiche-
r u n g s f r e m d e 
Leistungen ab-
verlangen: Das Wochengeld, ei-
gentlich eine Familienleistung, 
muss zu einem Drittel von den 
Krankenkassen bezahlt wer-
den, beim Bundesbeitrag für 
die Krankenversicherung von 
Arbeitslosen wurde ein Deckel 
eingezogen, der Rest muss 
von den Kassen finanziert wer-
den, und auch bei den Versi-
cherungsleistungen der ASVG - 
PensionistInnen zahlt die Kasse 
drauf. 

Diesen Zusatzbelastungen steht 
keinerlei adäquate Finanzie-
rung gegenüber (siehe Grafik 
1). Somit lässt die hohe Zahl 
der Arbeitslosen und Pensio-
nistInnen im Ballungszentrum 
Wien das Defizit der Wiener 

Den Zusatzbelastungen  
steht keinerlei adäquate  
Finanzierung gegenüber.

Die Finanzierung der 
KassenärztInnen macht 
lediglich 15 Prozent des 
Ausgabenvolumens aus.
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Österreichweit sind die Krankenkassen im 
Großen und Ganzen finanziell gut aufge-
stellt. Mit einer Ausnahme: Der Wiener Ge-
bietskrankenkasse (WGKK). Mit einem aktu-
ellen Schuldenstand von 200 Millionen Euro 
bei einem Abgang von über 300 Millionen 
Euro ist die Situation durchaus als prekär zu 
bezeichnen.

ÄKW

Grafik 1

Grafik 3

Grafik 2
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ÄKW-Präsident Szekeres:

„Wir wollen  
eine Reform,  
die diesen Namen  
verdient.“

Eine Reform des österreichischen Gesundheitswesens ist laut Po-
litik auf Schiene, die Achse Bund – Länder – Sozialversicherungen 
demonstriert Einigkeit. Was außer Einsparungsmaßnahmen bzw. 
Kostendämpfungen genau passieren wird, also den Begriff „Re-
form“ rechtfertigt,  ist den bislang inoffiziell lancierten Papieren 
jedoch nicht zu entnehmen, zu allgemein, zu unkonkret und in al-
le Richtungen interpretierbar sind die darin enthaltenen Formu-
lierungen. 

Cover Im Visier: Gesundheitsreform 2012               

Finanzierung neu. Finanzierung 
neu. Klar ist nur, dass durch ei-
ne Deckelung der Gesundheits-
ausgaben eine maximale Ausga-
bensteigerung von 3,6 Prozent 
pro Jahr bis 2016 geplant ist. Wo-
bei das Mini-
sterium selbst 
von einer jähr-
lichen Kosten-
steigerung von 
über 5,2 Prozent ausgeht. Durch 
diese Deckelung sollen bis 2020 
rund elf Milliarden Euro im Ge-
sundheitswesen eingespart wer-
den. Zusätzlich soll die Ausga-
bensteigerung an das jeweilige 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) an-
gepasst werden. Entwickelt sich 
die Wirtschaftslage gut – was aus 
heutiger Sicht kaum garantiert 
werden kann – könnte man mit 
den Mitteln bei entsprechenden 
Begleitmaßnahmen auskommen. 
Wenn aber nicht, was dann?  

Status Quo. Tatsache ist, dass 
sich die demografischen Verhält-
nisse und medizinischen Mög-
lichkeiten rasant verändern. Wir 
werden immer älter und brau-
chen daher auch längere und 
intensivere medizinische Be-
treuung. Die Medizin entwickelt 

sich in technischer, wie auch dia-
gnostischer und therapeutischer 
Hinsicht weiter. Beides verlangt 
nach mehr finanziellen Ressour-
cen. Schon jetzt sind wir im Ge-
sundheitswesen Tätigen längst 

an den Gren-
zen des Mög-
lichen an-
gelangt. Die 
Wartezeiten 

in den Ordinationen steigen ste-
tig, die Ambulanzen sind über-
füllt, in den Spitälern kommt es 
zu personellen Engpässen, be-
stimmte Leistungen sind regi-
onal schlecht verteilt. Bereits 
sechzig (!) Prozent des medizi-
nischen Personals – das ist der 
höchste Prozentsatz aller Be-
rufsgruppen - klagt über Burn-
out-Symptome. Bereiche wie 
Anästhesie, Pathologie und Psy-
chiatrie haben bereits massive 
Nachwuchssorgen. Über fünfzig 
Prozent der JungmedizinerInnen 
sind derzeit weiblich, was längst 
neue Arbeitszeitmodelle not-
wendig macht. ÄrztInnen sind 
nicht mehr generell bereit - vor-
bei an den Familien -  bis zu 100 
Stunden die Woche zu arbeiten.

Was wir wollen. Uns Ärztinnen 

und Ärzten geht es nicht um ir-
gendwelche „Privilegien“ (Wel-
che auch?), sondern um die 
optimale Versorgung unserer 
PatientInnen unter menschen-
würdigen Arbeitsbedingungen. 
Arzt ist ein Sozialberuf, der so-
wohl psychisch als auch phy-
sisch stark belastet (siehe oben), 
die Mär vom „reichen Arzt“ zieht 
längst nicht mehr. Im Gegenteil, 
wir müssen fürchten, dass es zu 
weiteren Engpässen durch Man-
gel an medizinischem Personal 
kommt. Deshalb müssen drin-
gend Bedingungen geschaffen 
werden, die einerseits den ärzt-
lichen Berufs-
stand unter 
m e n s c h e n -
würdigen Ar-
b e i t s b e d i n -
gungen überleben lassen und 
die Versorgung der Patientinnen 
und Patienten garantieren. 
• Dafür muss endlich der ambu-
lante Spitalsbereich und der nie-
dergelassene Bereich aus einer 
Hand über die Krankenkassen 
finanziert werden, um dem un-
würdigen „Ping – Pong – Spiel“ 
mit den PatientenInnen ein En-
de zu setzen.
• Dafür braucht es vermehrt 

Kassenplanstellen, um die Spi-
talsambulanzen entsprechend 
entlasten zu können.
• Dafür muss Prävention nicht 
nur am Papier Priorität haben, 
sondern durch konkrete Maß-
nahmen Realität werden.
• Dafür muss der Berufsstand 
der HausärztInnen endlich wirk-
lich aufgewertet werden, nicht 
zuletzt durch eine verbesserte, 
den modernen medizinischen 
Anforderungen entsprechende 
Ausbildung und durch finan-
zierte Lehrpraxen.
• Dafür müssen Administrati-
onsassistentInnen an den Spi-

tälern dafür 
sorgen, dass 
das medizi-
nische Perso-
nal seinen an-

gestammten Aufgaben gerecht 
werden kann.
Diese Liste ließe sich noch lan-
ge fortsetzen. Von all dem weiß 
man nach Durchsicht der „Re-
formpapiere“ noch nichts.

Was wir nicht wollen. Eine Ge-
sundheitsreform, die hauptsäch-
lich an Einsparungsmaßnahmen 
orientiert ist, greift zu kurz. Eben-
so, wie eine Gesundheitsreform, 

Eine Koppelung an das BIP 
bedeutet eine maximal 
instabile Finanzierung des 
Systems.

Eine Gesundheitsreform 
ohne Einbindung der in Ge-
sundheitsberufen Tätigen ist 
nicht zielführend.
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BM Alois Stöger:

„Die Gesund-
heitsreform  
muss das  
System  
absichern.“
Wir haben ein Gesundheitssystem, auf das wir zu 
Recht stolz sein können. Um den Zugang für al-
le und die solidarischen Grundprinzipien – gerade 
dafür hat die Sozialdemokratie immer gekämpft – 
auch für die kommenden Generationen garantieren 
zu können, müssen wir jetzt handeln,  damit uns die 
Finanzierbarkeit erhalten bleibt. Wer das verkennt, 
spielt in die Hände jener, die im Gesundheitsbe-
reich privatisieren wollen. 

CoverIm Visier: Gesundheitsreform 2012               

Systemänderung. Die große 
Systemänderung durch die Re-
form ist die gemeinsame Pla-
nung und Steuerung des nie-
dergelassenen Bereichs und 
der Spitäler. Waren in der Ver-
gangenheit immer die Institu-
tionen im Vordergrund und die 
PatientInnen leider oft Spiel-
ball zwischen den Sektoren, 
wird in Zukunft gemeinsam von 
den Partnern der Behandlungs-
prozess geplant und gesteu-
ert. Von Ka-
puttsparen 
kann also 
nicht die Re-
de sein, im 
G e g e n te i l . 
Die Behand-
lungsqualität wird erhöht 
und das Gesundheitssystem 
wird weiter ausgebaut, auch 
finanziell. 

Finanzierungssicherheit. Wel-
che Sparte in Österreich kann 
derzeit Wachstumsraten von 
3,6 Prozent aufweisen? Öster-
reich hat hier ganz anders ent-
schieden als fast alle anderen 
Länder in der EU: Wir bauen 
aus und kürzen nicht. Patien-
tInnen in diesem Zusammen-

hang zu verunsichern, so wie 
das die Kammer gerade macht, 
geht nicht an. Natürlich sind die 
Ärztinnen und Ärzte eine zentra-
le Säule unseres Gesundheits-
systems und tragen entschie-
den zu unserer Spitzenstellung 
in der Welt bei. 
Ich werde aber vorsichtig, wenn 
Kammerfunktionäre die völ-
lige Polarisierung zwischen Po-
litik und der Berufsgruppe der 
ÄrztInnen anstrengen – und 

das mit ge-
zielt gestreu-
ter Falsch-
information. 
Ich bin ein 
M e n s c h , 
der immer 

den Dialog sucht, und im per-
sönlichen Gespräch bestärken 
mich auch viele ÄrztInnen da-
rin, mein Reformvorhaben um-
zusetzen. Im Mittelpunkt mei-
ner Bemühungen stehen immer 
die PatientInnen und ich muss 
natürlich auch den Kompro-
miss zwischen allen Playern  
schaffen.

Alois Stöger
Bundesminister für Gesundheit 

Die Behandlungsqualität wird 
erhöht und das Gesundheits- 
system wird weiter ausgebaut, 
auch finanziell.

die eine Expertise der in Ge-
sundheitsberufen Tätigen vorne 
weg lässt, kaum zu zielführen-
den Maßnahmen führen wird. Es 
geht uns nicht darum, irgendwel-
che Verträge zu unterschreiben, 
sondern um die Einbindung in 
die politische Diskussion, um un-
sere Verbesserungsvorschläge 
zur Erhaltung des Systems ein-
bringen zu können. 
• Wir wollen dagegen kein Dik-
tat von Wirtschafts-Experten.
• Wir wollen auch kein Diktat 
von Finanz-Experten.
• Wir wollen keine finanzielle 
„Gesundschrumpfung“ des Sys-
tems zu Lasten der Patienten-
versorgung und der Menschen 
in medizinischen Berufen.
• Wir wollen keine Teilreform zur 
Sanierung des Staatshaushalts, 
sondern eine umfassende Re-
form des Gesundheitswesens zur 
Zukunftssicherung des Versor-
gungsstandards auch unter sich 
verändernden Bedingungen.
Die Politik sollte hier ihre Priori-
täten überdenken. Gesundheit 
ist auch volkswirtschaftlich ge-
sehen unser höchstes Gut. Lang-
fristig lohnen sich kluge Effizienz-
steigerung und Investitionen weit 
mehr als reine Einsparungsmaß-
nahmen nach dem Motto „Haupt-
sache weniger Ausgaben“.  Ob 
man nun lieber in Bankenförde-
rung und prestigeträchtige In-
frastrukturprojekte investiert als 
in ein stabiles, grundsolides Ge-
sundheitswesen zum Wohle der 
Gesellschaft muss letztlich von 
den politisch Verantwortlichen 
entschieden werden.  

Dialogbereitschaft. Wir Ärz-
tinnen und Ärzte sind zum Dialog 
bereit, ebenso, wie die Vertre-
terInnen aller anderen Gesund-
heitsberufe. Die Politik ist am 
Zug, diesen Dialog zuzulassen 
und nicht an den unmittelbar am 
Gesundheitswesen beteiligten 
vorbei zu „reformieren“. Seitens 
der Ärztevertretung hoffen wir 
auf konstruktive Gespräche mit 
den politisch Verantwortlichen, 
die auch bereits angelaufen sind 
und hoffentlich in einen zielfüh-
renden Dialog münden.

Univ. Prof. Dr. Thomas Szekeres
Präsident der ÄKW

Reformziele des  
Gesundheitsministeriums
• Der niedergelassene Be-
reich und der Spitalsbereich 
sollen gemeinsam von Sozi-
alversicherung, Ländern und 
Bund geplant und gesteuert 
werden.
• Ein partnerschaftliches 
Zielsteuerungsmodell soll 
die Überprüfung der gemein-
samen Planung und Steue-
rung möglich machen. 
• In jeder Region werden 
maßgeschneiderte Kon-
zepte, die immer den Be-
handlungspfad der Patien-
tInnen im Zentrum haben, 
ausgearbeitet und umge-
setzt
• Jedes Jahr steht im Ge-
sundheitswesen mehr Geld 
zur Verfügung, und zwar um 
3,6 Prozent. Das entspricht 
der Angleichung der Kosten-
steigerung an das langfristig 
prognostizierte BIP-Wachs-
tum.

Factbox: 



Viele PatientInnen  
+ wenig Zeit      
= Überfrequenz

Fehlgeleitet. Viele Menschen 
besuchen jedoch diverse Ambu-
lanzen, weil sie im niedergelas-
senen Bereich nicht sofort einen 
Behandlungstermin bekommen 
oder weil ihnen in einem Spital 
umfangreichere medizinische 
Ressourcen zur Verfügung ste-
hen. Das führt zu Überfrequen-
zen, die zum Beispiel in skan-
dinavischen Ländern durch die 
Schlüsselfunktion der Hausärz-
tInnen vermieden werden: Dort 
müssen PatientInnen den/die 
Allgemeinmedi-
ziner/in als Er-
stansprechpart-
ner aufsuchen 
und diese fun-
gieren damit au-
tomatisch als Schnittstelle. Sie 
überweisen die PatientInnen 
in die dafür vorgesehenen Am-
bulanzen der Spitäler, wenn es 
notwendig erscheint und eine 
adäquate Behandlung im nie-
dergelassenen Bereich nicht 
möglich ist. 

Überfrequentiert. Durch den 
stetig steigenden Ambulanzbe-
trieb kommt es bei uns hingegen 
zu teilweise unerträglich langen 
Wartezeiten. Je nach Ambulanz 
warten PatientInnen oft stunden-
lang auf eine Erstbegutachtung. 
Die Notfall-, die Kinder-Notfall-,  
sowie die chirurgischen und die 
Unfallambulanzen sind dabei die 
am stärksten betroffenen, weil 
meist frequentierten. Akut- bzw. 
Notfälle müssen vorrangig be-

handelt werden, was auch Sinn 
der Ambulanzeinrichtungen ist 
und die Wartezeiten erklärt.

Kategorisiert. In vielen Ländern 
dieser Welt, speziell im anglo-
amerikanischen Raum, ist das 
sogenannte Manchester-Triage-
System (MTS) vorherrschend. 
Es bezeichnet ein standardisier-
tes Verfahren zur Einschätzung 
in der Notaufnahme. Möglichst 
schnell, aber dennoch sicher 
und nachvollziehbar werden Be-

handlungspriori-
täten festgelegt. 
Danach werden 
PatientInnen in 
eine von fünf 
Gruppen einge-

ordnet, mit einer Wartezeit von 
0 Minuten (rot), bis dringend 
(gelb), mit einer maximalen War-
tezeit von 30 Minuten, bis zu 
normal/nicht dringend (grün/
blau), von einer längeren Warte-
zeit ausgehend. Dieses System 
bietet eine effiziente Zuordnung 
der eintreffenden PatientInnen 
und wurde in Österreich erst-
mals an der Uniklinik Graz eta-
bliert. Dort hat das MTS derart 
überzeugt, dass man sich nun 
seitens des Grazer Klinikums 
aktiv für eine Ausbreitung des 
Systems in Österreich einsetzt.

Unterbesetzt. Alle PatientInnen, 
ob sie mit Rettung oder gehend 
in die Ambulanz kommen, müs-
sen begutachtet werden. Lei-
der ist durch das unterschiedli-

Akut- bzw. Notfälle müs-
sen vorrangig behandelt 
werden, was auch Sinn 
der Ambulanzeinrich-
tungen ist.

Die Behandlung in Spitals-
ambulanzen kostet das 
Dreifache einer Behand-
lung im niedergelassenen 
Bereich.

Eine einfache Rechnung – würde man meinen, aber… Der Am-
bulanzbetrieb ist auf diversen Abteilungen unterschiedlich ge-
staltet. Gemeinsam ist allen Spitälern, dass sie am Nachmittag 
eine Akutambulanz für Notfälle führen. Am Vormittag und über 
Mittag hinaus werden ebenfalls Akut- und Notfälle behandelt, 
aber auch PatientInnen mit Überweisungen vom Hausarzt und 
solche, die in Spezialambulanzen einen Termin haben.
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Aus der Praxis                  Im Visier: Ambulanzarbeit       

che Patientenaufkommen eine 
lange Wartezeit unumgänglich. 
In der Kernarbeitszeit sind die 
Ambulanzen zwar mit mehre-
ren FachärztInnen besetzt, am 
Nachmittag, abends und nachts 
ist teilweise aber nur ein Arzt/ei-
ne Ärztin anwesend. Aus meiner 
Erfahrung weiß ich, dass jede/r 
Patient/in  adäquat behandelt 
werden will, was auch ein (auf)
klärendes Gespräch mit dem/
der behandelten Arzt/Ärztin vor-
aussetzt, was wiederum viel Zeit 
in Anspruch nimmt, die leider 
nicht immer vorhanden ist.

Umstrukturieren. Um eine kür-
zere Wartezeit zu garantieren, 
benötigt man mehr Personal. 
Um eine Entlastung der Spi-
talsambulanzen zu erreichen, 
müsste der niedergelassene Be-
reich ausge-
baut werden. 
Ein unkompli-
zierter Harn-
weginfekt oder 
Halsschmer-
zen können auch im niederge-
lassenen Bereich bestens ku-
riert werden! Berechnungen 
zufolge  kostet die Behandlung 
in der Spitalsambulanz das Drei-
fache einer Behandlung im nie-
dergelassenen Bereich.
HausärztInnen müssten also – 
wie schon lange gefordert - län-
gere Öffnungszeiten anbieten 
können und am Wochenende 
zur Verfügung stehen. Ebenso, 
wie auch niedergelassene Fach-

ärztInnen flexiblere Öffnungszei-
ten haben müssten. Doch woher 
das Geld nehmen?
Der Vorschlag der NÖ ÄK, ei-
nen Teil des Spitalsbudgets für 
den Ausbau des niedergelas-
senen Bereiches zu verwen-
den wird seit Jahren gefordert. 
Laut Hauptverband der Sozi-
alversicherungen soll der nie-
dergelassenen Ärzteschaft im 
Rahmen der geplanten Ge-
sundheitsreform höhere Bedeu-
tung zukommen. Deshalb werde 
dieser Bereich „in den kommen-
den Jahren wohl bedarfsorien-
tiert ausgebaut und nicht einge-
schränkt werden“. 
Wir SpitalsärztInnen leisten un-
ser Menschenmögliches, es wird 
auch im Ambulanzbetrieb best-
mögliche Behandlung geboten. 
Die Ansprüche der PatientInnen 

aber steigen, 
nicht nur was 
das Behand-
lunsgprofil be-
trifft, auch lan-
ge Wartezeiten 

werden abgelehnt. Hätten die 
PatientInnen die Gewissheit, im 
niedergelassenen Bereich ge-
nauso rasch und umfassend be-
handelt zu werden, würde uns 
das sicher entlasten. Man wird 
sehen, was die Reform bringt 
und wie es in den nächsten Jah-
ren mit dem österreichischen 
Gesundheitswesen weitergeht.

Dr. Alexander Vojcsik
Donauspital
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Doris Lubec:

Null-Lohnrunde ?    
Rien ne va plus!  

Wir befinden uns in wirtschaftlich angespannten Zeiten. Wir retten 
Griechenland, Spanien, Portugal, Italien und demnächst Frankreich. 
Die Dreifach As wackeln, bald nur mehr A, dann B, dann Ramsch. Ju-
gendarbeitslosigkeit, Massenabwanderung in angeblich reichere 
Staaten, der ehemals so starke Euro wackelt. Sparen ist angesagt. Die 
Konsequenz? Solidaritätspakt. Kostendämpfungspfad. Schlagwort um 
Schlagwort fliegt uns um die Ohren und den wenigsten sind die Konse-
quenzen bewusst. 

Bedenkliche Tendenzen. Top-
Manager stellen sich den Me-
dien und benennen ihre Ziele. 
So zum Beispiel der mit Jänner 
2013 ausscheidende Generaldi-
rektorstellvertreter des Kranken-
anstaltenverbundes (KAV) Dr. 
Koblmüller, der doch tatsächlich 
behauptet hat, wir im KAV hätten 
20 Prozent zu viel an Personal. 
Und wir erkennen, dass gerade 
beim Spa-
ren unse-
re Manager 
gerne auf 
altbewährte 
Methoden 
zurückgrei-
fen – Personalreduktion. Weni-
ger Personal, weniger Ausgaben, 
gleichzeitig erhöhen wir die Leis-
tungen und erzielen mehr Ein-
nahmen. Die Menschen halten 
dann zwar nicht lange durch, 
brennen aus oder verlassen das 
Unternehmen, aber andere fol-
gen ihnen nach. Junge, noch un-
verbrauchte ArbeitnehmerInnen, 
die sicher ein paar Jahre das 
System erhalten, bis sie das-
selbe Schicksal ereilt. Im Be-
reich der Medizin  sind es un-
sere Kolleginnen und Kollegen 
in Ausbildung. Unsere wich-
tigste Ressource für die Zukunft 

eines der besten Gesundheits-
systeme der Welt. Warum liest 
man von zunehmender Abwan-
derung ins Ausland? Zu wenig 
Verdienst? Zu wenige Aufstiegs-
möglichkeiten? Zu wenig Wert-
schätzung?

Null bedeutet Minus. Eine Null-
lohnrunde ist eine Möglichkeit, 
Geld einzusparen. Doch in Re-

lation zu 
den Schul-
den oder 
den Aus-
gaben bei 
Sachmitteln 
n e h m e n 

die dadurch erzielten Einspa-
rungen einen  geringen Stellen-
wert ein. Aber eine Null ist bei 
einer Inflationsrate  von 2,5 bis 
2,8 Prozent nicht einfach eine 
Null. Sie ist ein dickes Minus. 
Ein direkter Griff in die Geld-
börse. Man nimmt uns von un-
serem Gehalt 2,5 bis 2,8 Pro-
zent weg. Wir nennen es dann 
zwar Kostendämpfung oder So-
lidaritätspakt, Homogenitäts-
prinzip oder welche Begriffe es 
auch immer geben mag, um ei-
ne Geldentwertung schön zu re-
den. Wir müssen sparen! Aber 
gibt es dieses „WIR“? Wo ist der 

Warum liest man von zunehmen-
der Abwanderung ins Ausland? 
Zu wenig Verdienst? Zu wenige 
Aufstiegsmöglichkeiten? Zu 
wenig Wertschätzung? 

Eine Null ist bei einer  
Inflationsrate  von 2,5 bis 2,8 
Prozent nicht einfach eine 
Null. Sie ist ein dickes Minus.
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Im Visier: KAV – Lohnverhandlungen  

Beitrag der Börsen, der Banken, 
der Manager? Und während wir 
darüber diskutieren, steigen un-
sere Mieten, unsere Betriebsko-
sten, unsere Ausgaben für Par-
ken, Tanken, Essen, Bildung, 
Gesundheit, schlicht unsere Le-
benshaltungskosten.

Klischees werden bemüht. Die 
medizinische Versorgung, gera-
de im öffentlichen Bereich gilt 
als saturiert, unverschämt. Ver-
beamtete ArbeitnehmerInnen, 
die sich auf ihren Lorbeeren 
ausruhen und nur nach mehr 
und noch mehr schreien. Vom 
Reichtum gesättigte Ärztinnen 
und Ärzte, die gerne mit dem 
vielzitierten „Leichentuch“ win-
ken und im 
Porsche sit-
zend gegen 
a n g e b l i c h e 
U n g e r e c h -
tigkeiten de-
monstrieren. Klischee über Kli-
schee. Die werden doch eine 
Nulllohnrunde verkraften! Wert-
schätzen können wir sie später, 
ihre Leistung respektieren – ma-
chen wir schon noch. Sie ge-
recht bezahlen? Uninteressant. 
Aber das „WIR“ hat ja noch ganz 
andere Auswirkungen. Der Reini-

gungskraft mit ihren 1000 Euro 
monatlich wollen wir auch eine 
Null verpassen. Und der Pflege-
person auch. Aber plötzlich ge-
ben diese Menschen weniger 
aus, weil auch sie angeblich 
sparen müssen. Die Wirtschaft 
klagt, weil weniger konsumiert, 
weniger produziert wird. Weni-
ger Einnahmen in der Staatskas-
sa, weniger Fördermittel. Was 
folgt? Richtig! Es muss gespart 
werden! Am Besten im Gesund-
heitsbereich. Denn die haben 
angeblich 20 Prozent zu viel Per-
sonal….
Wir werden uns gegen eine Null-
lohnrunde wehren. Wir werden 
ebendiese nicht akzeptieren. 
Weil eine Nulllohnrunde früher 

oder später 
das Aus be-
deutet. Weil 
wir uns eine 
Null nicht ver-
dient haben. 

Weil die Leistungen mehr und 
nicht weniger werden. Weil wir 
es uns wert sind und weil wir es 
verdient haben adäquat bezahlt 
zu werden, egal welcher Berufs-
gruppe wir angehören.

Dr.in Doris Lubec 
Vorsitzende der PGA ÄrztInnen
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BSA intern Ein Blick zurück XVI  (1983 – 1984)                                                                                                                                           

Die SpitalsärztInnen wurden 
die aktivste Gruppe der Sozia-
listischen Ärztevereinigung. Es  
waren die ehemaligen Funk-
tionäre und Mitglieder der im 
Jahr 1974 gegründeten und po-
litisch sehr aktiven „Arbeitsge-
meinschaft sozialistischer Me-
dizinstudentInnen“, die  nach 
ihrem Studienabschluss   als  
einsatzfreudige  Vorstands-
mitglieder der Sozialistischen 
Ärztevereinigung wichtige 
Funktionen in der Wiener Ärz-
tekammer und in der Gewerk-
schaft übernahmen. Bald stell-
ten sich Erfolge ein.

Am 15. Dezember 1983 konn-
ten die sozialistischen Jungärz-
tInnen mit dem Spitzenkandi-
daten Dr. W. Marhold bei den 
Spitalsärztewahlen in den städ-
tischen Krankenanstalten Wiens 
wichtige Mandate erringen. Er-
folgreich waren S. Drapalik im 
Wilhelminenspital, F. Sellner und 
O. Schwinger im Kaiser-Franz–
Josef-Spital, L. Kaspar in der  
Rudolfstiftung und G. Freude und 
A. Dunky im KH Lainz.
Am 28. und 29. April 1984 ver-
anstalteten die sozialistischen 
SpitalsärztInnen im ÖGB- Schu-
lungsheim in der Hietzinger Glo-
riettegasse ein zweitägiges Se-
minar. Stadtrat Alois Stacher, der 
leitende Referent der Gewerk-
schaft der Gemeindebedienste-
ten Günter Weninger und NR Ru-
dolf Pöder standen als Referenten 
zur Verfügung. In fast allen größe-
ren städtischen Krankenanstalten 
fanden regelmäßig politische Ver-
sammlungen und Diskussions-

abende statt. Die enge Gemein-
schaft gleichgesinnter junger 
Ärztinnen und Ärzte bestand durch 
viele Jahre. Dieser Freundeskreis 
blieb auch im späteren Berufsle-
ben erhalten. Besondere Bedeu-
tung hatte auch der  gesundheits-
politische Arbeitskreis unter dem 
Vorsitz von Stefan Rudas. Bei den 
Diskussionsabenden standen all-
gemeine Probleme des Gesund-
heitswesens im Vordergrund. Am 
14. Mai 1984 war die Fristenlö-
sung ein Thema.
Am 6. Juni 1984 erfolgte wäh-
rend der Generalversammlung 
die Wiederwahl von Ermar Jun-
ker zum Vorsitzenden der Sozia-
listischen Ärztevereinigung Öster- 
reichs. Zu seinen Stellvertrete-
rInnen wurden Elisabeth Pitter-
mann, Heinrich Schwarz, Rudolf 
Stastny und Wilhelm Marhold, 
zum Schriftführer Johann Scholz, 
zum Kassier Attila Dunky und zum 
Bildungsreferenten Josef Schnee-
weiss gewählt. Aus der weiteren 
langen Vorstandsliste mit vielen 
prominenten MedizinerInnen sol-
len Bundesminister Kurt Steyrer 
und Stadtrat Alois Stacher be-
sonders hervorgehoben werden. 
Als Hauptreferent dieser Jahres-
hauptversammlung sprach Stadt-
rat Alois Stacher über das Wiener 
Gesundheitswesen.
Am 8. August 1984 starb OMR 
Dr. Josef Feiler. Er war zunächst 
sozialistischer Ärztefunktionär in 
Niederösterreich. Ab 1964 ge-
hörte er dem Vorstand der sozi-
alistischen ÄrztInnen Wiens an. 
Wegen seines unermüdlichen 
Wirkens in der Ärztekammer von 
Wien erhielt er zahlreiche Aus-

zeichnungen und Ehrungen.
Am 6. Oktober 1984 fand das 
elfte Herbsttreffen der Sozialis-
tischen ÄrztInnen Österreichs in 
Gresten statt. Zu aktuellen  ge-
sundheitspolitischen Problemen 
sprachen und diskutierten Ge-
sundheitsstadtrat Alois Stacher, 
Direktor F. Todter, Landesrat Er-
nest Brezovsky und Generaldirek-
tor Kurt Mitterstöger.
Auf den regelmäßigen Monatsver-
sammlungen 1984 standen Refe-
rate  von  NRAbg. Sepp Rieder, von 
Ernst Glaser, von Alfred Rocken-
schaub („Zehn Jahre Fristenlö-
sung“), von Werner Dutz  („Neues 
aus der amerikanischen Medi-
zin“), von MR Erasmus Peer („Sind 
unsere Spitäler noch zu finanzie-
ren?“), sowie von  Josef Hindels 
und von Landwirtschaftsminister 
Günther Haiden auf dem Pro-
gramm. Auf den Veranstaltungen 
der sozialistischen Medizinstu-
dentInnen sprachen G. Geyer 
und  Direktor Othmar Pascher. Ein 
Schiausflug auf den Schneeberg 
sorgte für Abwechslung. 
Am 17. November 1984 fand der 
ordentliche Bundestag des BSA 
in Wien statt. Bei der konstituie-
renden Bundesvorstandssitzung 
wurde Harald Ogris als erster 
Stellvertreter des Präsidenten Le-
opold Gratz zum geschäftsführen-
den Präsidenten des BSA bestellt. 
Er hatte diese Funktion bis zur Er-
nennung von Dr. Sepp Rieder im 
Jahr 1990 inne und war sehr um 
eine moderne Gestaltung des 
BSA bemüht. Er konnte in die-
ser Zeit sehr viele Leistungen für 
die sozialistische Akademikeror-
ganisation erbringen.  Im Jänner 

1984 erschien erstmals die neue 
Zeitschrift des BSA „Akzente“ als  
Nachfolgerin der seit dem Jahre 
1948 sehr gut gestalteten Zeit-
schrift „Der sozialistische Aka-
demiker“. Dieses sehr inhalts-
reiche Informationsblatt bildete 
ein wichtiges Bindeglied zu den 
Mitgliedern. Prof. Ernst K. Herlitz-
ka war der langjährige und sehr 
verdienstvolle verantwortliche Re-
dakteur dieser Zeitschrift.
Expertise unerwünscht. Die An-
sichten der sozialistischen Ärz-
teschaft über allgemeine ge-
sundheitliche Fragen waren 
parteiintern nicht sehr gefragt. 
Man betrachtete sie als Verbün-
dete der Standesvertretung mit 
ihren vielen Protesten gegen 
Vorschläge der Ministerien oder 
Krankenkassen. So reduzierte 
sich der Einfluss auf allgemeine 
gesundheitspolitische Fragen ge-
genüber der Sozialistischen Par-
tei, den Sozialversicherungsträ-
gern oder den Ministerien meist 
auf die unterstützenden Vermitt-
lungen  der in der großen Politik 
verankerten ÄrztInnen, wie BM 
Ingrid Leodolter,  BM Kurt Stey-
rer oder Stadtrat Alois Stacher. 
Das Schwergewicht der politi-
schen Arbeit der Sozialistischen 
Ärztevereinigung lag vorwiegend 
im Bereich der  Wiener Ärzte-
kammer  und der Gewerkschaft  
der Gemeindebediensteten.  
Wahlen in diesen Institutionen 
hatten daher einen hohen Stel-
lenwert im Vereinsgeschehen 
und waren  markante Zielpunkte 
der fraktionellen Bemühungen.
                                                                                             
Ermar Junker

Erfolgreiches Wirken der 
Spitalsärztinnen und -ärzte.                                                                            


